SATZUNG

Ober die Anderung des Bebauungsplans
IlAm Rothll
der Stadt Ettlingen

Nach §§ 10, 13 Abs. I des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom B. Dez. 1986 (BGB! I S. 2253) zuletzt geidndert durch Art. 21 § §
des Steuerreformgesatzes 1990 vom 25.07.1988 (BGBT I S. 1093), § 73 Abs. I,
VI der Landesbauordnung fir Baden-Wirttemberg in der Fassung vom 28.Nov.1983
(GB1. S. 770, ber. Gb1.1984 S. 519) zuletzt geindert durch Art. 6 des Geset-
zes zur Knderung des Wassergesetzes vom 22.Feb.1588 (GB1. S. S54) i.v.m. § 4
der Gemeindeordnung fiir Baden-Wirttembarg in der Fassung vom 3.0kt.1983
(GB1. S. 578, ber. S. 720) zuletzt gedndert durch das Gesetz zur Anderung
kommunalrechtlicher Vorschriften vom 18.Marz 1987 (G81. S. 161) hat der
Gemeinderat der Stadt Ettlingen am 24.04.1991 die Knderung des Bebauungs-
plans "Am Rot", der am 17.01.1969 genehmigt worden ist, als Satzung beschios-
sen.

§ 1

Gegenstand der Anderung

Gegenstand der Anderung ist § 11 der am 17.01.1969 vom Landratsamt Karlsruhe
genehmigten Vorschriften des Bebauungsplans.

§ 2

Inhalt der Anderung

§ 11 der in § 1 genannten Vorschrift wird aufgehoben und erhidlt stattdessen
folgende Fassung:

Gestaltung der Bauten
Die Grundrisse der Gebidude sollen moglichst ein langgestrecktes Rechteck
bilden.
Dabei sollen die Gebiudeldngsseiten bei eingeschossigen Gebduden in der
Regel mindestens 9 m, bei zweigeschossigen Gebduden mindestens 11 m betragen.
Die Héhe der Gebdude darf von Oberkante FuBboden im Erdgescho8 bis zur Trau-
fe gemessen, bei eingeschossigen Gebduden mit Kniestock hdchstens 3,70 m,
bei zweigeschossigen Gebduden héchstens 5,80 m und bei eingeschossigen Neben-
gebduden hdchstens 3 m betragen.
Die Sockelhdhen dirfen das MaB von T m nicht Uberschreiten.
An - und Vorbauten an den Gebduden sind nur gestattet, wenn sie in einem
angemessenem GrdBenverhdltnis zum Hauptgebdude stehen und sich architekto-
nisch einflgen, sowie keine Verletzung des Nachbarrechts darstellen.
Fensterdffnungen sind in ihrer GrdBe und Verteilung in der Wandfliche harmo-
nisch zu gestalten.
Die Dachneigung muB bei den Hauptgebduden betragen:
Bungalow, eingeschossige Hauser von 0 - 26° (flachgeneigtes Dach)
bei zweigeschossigen Gebduden von 26 - 36°.



Bei Gebiudegruppen muB die Dachneigung und die Traufhéhe stets die gleiche

sein.

Far die Dachdeckung, bei Satteldachern, sollen Ziegel (Ton-, Zementziegel)

verwendet werden. '

£in Kniestock ist nur zulassig, beim eingeschossigen Haus bis hdchstens 0,80

m, beim zweigeschossigen Haus bis héchstens 0,40 m. Gemessen zwischen Ober-

kante Erdgeschoss bzw. 1. 0G und dem Schnittpunkt der AuBenseiten der Umfas-

sungswand mit der Unterseite der Sparren.

Bei den zweigeschossigen Haugtgebdudan mit Satteldach ddrfen im Dachraum

Wohnungen und Wohnriume eingebaut werden.

Be{ Hauptgebiduden mit flachgeneigtem Dach ist nur der Einbau von Einzelwohn-

riumen ap den Gibelseiten gestattet.

Die Riume mdssen ihre Belichtung und Beliftung jedoch ausschlieB8lich durch

Giebelfenster erhalten.

Zusdtzliche Belichtung und BelGftung im Dach darf nur durch Tiegende Fenster

(Dachfl3chenfenster) erfolgen.

Far Dachaufbauten gilt:

1) Bei Dachneigungen iber 30° sind Dachaufbauten zuldssig.
Sie dirfen die Grundform der Diacher nicht verunstaltend veridndern und
missen mit der jeweiligen Gebdudeansicht harmonieren.

2) Als Dachaufbauten sind Einzelgaupen oder Zwerchhduser zulassig.

3) 2Zwerchhduser dirfen 1/3 der Traufldnge nicht iberschreiten.

4) Bei Dachgaupen ist das obera Drittel des Daches freizuhalten.

5) Einzelgaupen dirfen eine max, Ansichtsfldche von 4,0 qm und eine max.
Breite von 3,0 m haben.
Die Linge aller Einzelgaupen darf 1/2 der Gebaudeldnge nicht
dberschreiten.

6) Gaupen missen zur Giebelwand einen Abstand von mindestens 1,5 m
einhalten.

7) 2wischen den Einzelgaupen ist ein Abstand von mindestens 0,75 m
einzuhalten.

Schornsteine sollen in der Regel in der Ndhe der Firstlinie aus dem Dach

gefihrt werden.

§ 3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig i.S. des § 74 Abs, II Ziff. 2 LBO BW handelt, wer den auf-
grund von § 9 Abs. IV BauGB i.V.m. § 73 Abs. I Ziff, 1 LBO BW ergangenen
Bestandteilen dieser Satzung vorsitzlich. oder fahrldssig zuwiderhandelt.

§ 4

Inkrafttreten

Diase Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Ettiingen, n 20. Mai 1992

erblfgermeister



Planungsaat Ettlingen, 30. Juli 1992
61/L3/81

BEURKUNDUNG

Die Satzung Ober die Anderung des Bebauungsplanes "Aa Roth" wurde im Amts-
blatt der Stadt Ettlingen am 30.07.1992 ortsiiblich bekanntgemacht. Die Sat-
zupg ist damit am Tag der 8ffentlichen Bekanntmachung (30.07.1992) in Kraft




Satzung
liber den Teilbebauungsplan der Gemeinde Oberweier
- Gewann - R o t =

A, Rechtsgrundlamgen
1. §§ 1 und 2,8 und 9 des Bundesbaugesetzes vom 23.Juni 1960 (BGBl.

I S.%41) (BBauG.)

2, §§ 1 =~ 2% der Verordnung liber die bauliche Nutzung der Grundstiicke
(Baunutzungsverordnung) vom 26.Juni 1962(BGBL.I.S.429)(Baulivo)

3, §§ 1 bis 3 der VO liber die Ausarbeitung der Bauleitpline,sowie
iiber die Darstellung des Planinhalts (Planzeichenverordnung) vom
19.Januar 1965(BuBL.I.5.21).

4, § 1 der 2.Verordnung der Landesregierung gzur Durchfiihrung des
BBauG.vom 27.Juni 1961(Ges.Bl.5.108).

5. §§ 3,7,9,10,16 und 111 Abs.1,2 der Landesbauordnung fiir Baden-
Wiirttemberg vom 6.4.1964 (Ges.Bl.S.151)(LBO).

Aufgrund des § 10 des BBauG.vom 23.6.1960 BGBL.S.341 in Verbin=
dung mit § 111 der Landesbauordnung fiir Baden-Wiirttemberz vom
6.4.1964 Ges.Bl.S.151 und § 4 der Gemeindeordnung von Baden-
Wirttemberg vom 25.7.1955 Ges.Bl.3.129 hat der Gemeinderat am
cessessecccecsnsssss folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Flir das Gebiet der Gemeinde Oberweier wird ein Bebauungsplan
nach MaBgabe der als Bestandteil der Satzung beiliegenden Pléane
fir das Gewann Rot - Neuwiesen -,vom 2.Febr.1968 aufgestellt.

B, Festsetzungen

I.Art der baulichen Nutzung
§ 2

Geltungsbereich

Die Abgrenzung des Baugebietes ergibt sich aus dem StraBen-~ und
Baufluchtenplan vom 2.Februar 1968.

§ 3
Baugebiet
Der gesamte raumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist
allgemeines Wohngebiet - WA - gemdB § 4 BaulNVO.



-2 -

§ 4
Ausnahmen

Soweit in § 3 - § 9 BaulNVO Ausnahmen vorgeskhen sind,sind diese
Bestandteil des Bebauungsplans.
§ 5
Neben = und Versprgungsanlagen
Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs.1 BauNV0O sind unter den dort
genannten Voraussetzungen zulissig.

II.Maf3 der baulichen Nutzung
§ 6

Allgemeines

Das MaB der baulichen Nutzung wird bestimmt durch Festsetzung der
Grundflédchenzahl und der Zahl der Vollgeschosse.
Die zuléassige Geschossflidchenzahl ergibt sich aus der Verviels=
fachung vin festgesetzter Grundflachenzahl und festgesetzter Zahl
der Vollgeschosse.
§ 7

Zulédssiges MaB der baulichen Nutzung
Die Festsetzung der Grundfldchenzahl und der Zahl der Vollgeschosse
geht durch die Eintragung im Gestaltungsplan hervor.
Soweit eine Festsetzung der Grundflé&chenzahl im Gestaltungsplan nicht
erfolgt,gilt die jeweils zugehdrige Grundflachenzahl nach § 17 Abs.
1Bau- NVO als festgesetzt.
Die festgestzte Zahl der Vollgeschosse ist zwingend und ist bel
jedem Baukorper im Gestaltungsplan festgelegt.

IIT.Bauweise und iiberbaubare Grundstliicksfliche

§ 8

Bauweise

Als Bauweise wird die offene Bauweise festgesetzt,sofern im Ge=
staltungsplan nichts anderes vorgesehen ist.

Soweit im Gestaltungsplan Einzelh&user,Doppelhduser oder Haus=
gruppen eingetragen sind,gilt diese Eintragung als Festsetzung
gem.§ 22 Abs.2 Satz 2 BaulNVO.

Die im Gestaltungsplan vorgesehenen Doppelhduser und Reihenhiuser,
konnen im vorliegenden Falle auch als einheitliche Baukorper ge=
plant werden.

Voraussetzung hierflir ist eine einheitliche und gleichzeitige
Ausfihrung. )

Flir die Stellung und die Firstrichtung der Gebdude,sowie flir die
Dachform sind die Eintragungen im Gestaltungsplan maBgebend.
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§ 9

Uberbaubare Grundstiicksflédche

Die Festsetzung von StraBenbegrenzungslinien,Baulinien,Baugrenzen-
und Bebauungstiefen,erfolgt durch Eintragung im StraBen- und Bau=
linienplan.

Auf den nicht iberbaubaren Grundstiicksflédchen sind Nebenanlagen

nur im Sinne des § 14 BauNVO zuldssig.

§ 10
Grenz -~ und Gebaudeabstand
Die Summe der auf einem Grundstiick einzuhaltenden seitlichen Grenz=
abstidnden,muB mindestens 6 m betragen,wobei der geringste Abstand
3 m betragen mufl.
Weitergehende Fenster- und Gebdudeabstédnde nach der LBO bleiben

unberiihrt.
1V.Baugestaltung

§ 11 siehe Anderungssatzung 20.05.1992 !

Gestaltung der Bauten
Die Grundrisse der Gebdude sollen moglichst ein langgestrecktes .
Rechteck bilden.
Dabei sollen die Gebdudelangsseite bei eingeschossigen Gebduden in
der Regel mindestens 9 m,bei zweigeschossigen Gebduden mindestens
11 m betragen.
Die Hohe der Gebdude darf von Oberkante FuBboden im ErdgeschoB bis
zur Traufe gemessen,bei eingeschossigen Gebduden mit Kniestock
héchstens 3,70 m,bei zweigeschossigen Gebduden hochstens 5,80m und
bei eingeschdssigen Nebengebauden hochstens 3 m betragen.

die Sockelhohen diirfen das MaB8 von 1m nicht iberschreiten.

An - und Vorbauten an den Gebduden sind nur gestattet,wenn sie in

einem angemesenem GroBenverhdltnis zum Hauptgébdude stehen und siéh
architektonisch einfiigen,sowie keine Verletzung des Nachbarrechts
darstellen.

Fenstersffnungen sind in ihrer GroBe und Verteilung in der Wand=
flache harmonisch zu gestalten.

Die Dachneigung muB bei den Hauptgebiduden betragen:
Bungalow,eingeschossige Hauser: von O -~ 26 grad(flachgeneigtes Dach)
bei zweigeschossigen Geb&duden von2b6 -~%6 grad 7/

Bei Gebiudegruppen muB die Dachneigung und die Traufhohe stets die

gleiche sein.,
Fir die Dachdeckung,bei Sattelddchern,sollen Ziegel(Ton-,Zementziegel)

verwendet werden,


pl10
Textfeld
siehe Änderungssatzung 20.05.1992 !
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Ein Kniestock ist nur zul&ssig,beim eingeschossigfen Haus bis hochs=
stens 0,80 m,beim zweigeschossigen Haus bis hochstens 0,40 m.Gemes=
sen zwischen Oberkante Erdgeschoss bzw.1.0G und dem Schnittpunkt der
AuBenseiten der Umfassungswand mit der Unterseite der 8parren.
Bei den zweigeschossigen Hauptgebiduden mit Satteldach diirfen im
Dachraum Wohnungen und Wohnraume eingebaut werden.
Bei Hauptgebdudenmit flachgeneigtem Dach ist nur der Einbau von
Einzelwohnrdumen an den Gibelseiten gestattet. '
Die Riume miissen ihre Belichtung und Beliiftung jedoch ausschlieB=
lich durch Giebelfenster erhalten.
Zusédtzliche Belichtung und Beluftung im Dach darf nur durch liegende
Fenster ( Dachfldchenfenster) erfolgen.
Dachgauben und Dachaufbauten sind nicht gestattet, jedoch zur Belichs=
tung und Beliiftung von Wohnraumen,sind Dachfldchenliegefenster im
Dachgeschoss erlaubt.
Scnornsteine sollen in der Regel in der Nidhe der Firstlinie aus dem
Dach gefihrt werden,
§ 12

Nebengebdude und Garagen
Die Nebengebdude solien in einem angemessenem GroBenverhdltnis und
guter baulicher Zuordnung zum Hauptgebaude stehen.
Nebengebaude missen eingeschossig erstellt werden.Die Traufhohe darf
hochstens 3,50 m betragen.Die Max.Firsthohe darf hochstens 5 m be=
tragen. |
Nebengebaude dlirfen nicht vor Erriclitung des Hauptgebiudes erstellt
werden,Ihre AuBenfldche und ihr Dachmaterial soll dem Hauptgebdude
entsprecnen.Sowelt Garagen an der Grundstlicksgrenze zugelassen wers=
den,sind si mit einem Flachdach zu versenen und diirfen in der Ein=
fahrt die Hohe von 2,50 m (AuBemmaB) nicht iiberschreiten.
Mehrere Einzelgaragen auf einem Grundstiick diirfen nicht als einzelne
Baukorper errichtet werden.Sie sind zu einer Garagengruppe zusammen=
zufassen,
Dasselbe gilt fur Nebengebaude,
Im Ubrigen gelten die Bestimmungen der Verordnung iber garagen und
Einstellpléatze,
Garagen konnen sowohl als Tiefgarage im Hauptgebdude,alsauch als

selbstandiger Bauxorper auf dem Grundstlick vorgesehen werden.
Jedoch sind stets die Vorschriften der LBO § GA VO Teil II Abs.6
malBBgebend.

§ 13
Verputz und Anstrich der Gebaude
Die AuBenseite der Gebdude und Nebengebidude sind spatestens 1 Jahr
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nach Rohbauabnahme,entsprechend den Baubescheidbedingungen zu
behandeln (verputzen,schlemmen und dgl.) .

Der Ortsbauausschuss kann Farb - und Putzproben vorschreiben

und am Bau verlangen.
§ 14
winfriedigungen
Als Einfriedigung der Grundstlicke an offentlichen StraBen und Plat=
zen sind gestattet:
Sockel bis 0,30 m Hohe mit Heckenhinterpflanzung.
Holzzdune,Lattenzdune mit Heckenhinterpflanzung.
Drahtgeflecht in Rahmen aus Rohren oder Wihkeleisen mit Hecken=
hinterpflanzung. _
Die Verwendung von Stacheldraht als Einfriedigung ist nicht ge=
stattet.
Die Gesamththe der Einfriedigung darf das MaB von 1,20 m nicht
liberschreiten.Bei Eckgrundstiicken ist nur eine maximale Hohe 0,80 m
gestattet,wobel Erdanboschungen und Bewuchs innerhalb der Sicht=
dreiecke nicht zulédssig sind.
§ 15
Grundstiicksgestaltung und Vorgarten
Anfiillungen und Abtragungen auf dem Grundstiick sind so durchzu=
fihren,daB die gegebenen,néturlichen Gelandeverhdltnisse moglichst
wenig beeintridchtigt werden.
Die Gelandeverhdltnisse der Nachbargrundstiicke sind dabei zu be=
ricksichtigen.
Vorgdarten sind nach Erstellung der Gebdude als Zier- oder Rasen=
flachen anzulegen und zu unterhalten.
§ 16
Zusatzbedingungen

Die vorgesehenen Mindestabstédnde zu den Kk sifizierten Stralen
dirfen nicht lUberbaut werden.
Zur LandstraBe Nr.607 ist die A

nicht gestattet.

ge direkter Zufahrten bzw.Zugénge

Die Grundstiicke an der 607 sind entlang dieser Verkehrsstralle

Tiir — und Torlos ejmZufriedigen.
Die Versorgung itungen (Strom - Fernsprechkabel und dgl.) sind

zu verkabe

sich und die Fahrzeuge seiner Mieter auf seinem Grundstiick

sorgen,
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§ 18
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

x\veier,den 12%1&591 969

der Blirfermeister:

Genehmigt
_gem&B § 11 BBauG. mit Beschluf} vom ’

T_i% ........... und rechtswirksam mit
Lortsi .m Bekanntmachung nach § 12
BBauG.
* Karlscuhe, den’.2_IAN,-1569—196—
Landratsamt - IVA 1 -






